Eine COVID-19-Erkrankung gilt nicht als Arbeitsunfall - als Berufskrankheit wird sie jedoch anerkannt, etwa wenn sich MFA, Pflegekräfte oder Ärzte in Ausübung ihrer Tätigkeit angesteckt haben. Das teilt die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) mit. Eine Infektion stelle in Konsequenz der Pandemie-Erklärung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) \"eine Allgemeingefahr\" und deshalb keinen Arbeitsunfall dar. Ein D-Arzt-Verfahren sei infolgedessen bei einer SARS-CoV-2-Infektion nicht zu absolvieren.

Entscheidendes Kriterium für die Anerkennung als Arbeitsunfall sei die zweifelsfreie Nachvollziehbarkeit der Erkrankung. Zu Beginn der Pandemie, etwa bei den allerersten COVID-19-Erkrankungen in Bayern, hätte man noch einen eindeutigen Zusammenhang zwischen beruflicher Tätigkeit und Infektion herstellen können. In diesen Fällen hätte es sich dann auch noch um einen Arbeitsunfall handeln können. Inzwischen lasse sich jedoch eine derartige Kausalität nicht mehr erkennen. \"Es liegt dann kein Arbeitsunfall vor, wenn sich eine Gefahr verwirklicht, von der ein Versicherter zur selben Zeit und mit gleicher Schwere auch außerhalb seiner versicherten Tätigkeit betroffen gewesen wäre. Die Betroffenheit ergibt sich zufällig und unabhängig von der versicherten Tätigkeit\", so die DGUV.

Gleichwohl sei die \"besondere Gefährdung\" für Gesundheitsberufe klar. Für COVID-19 komme daher die Anerkennung als Berufskrankheit der Ziffer 3101 in Betracht, erläutert die DGUV weiter. Hiervon seien insbesondere Versicherte betroffen, die im Gesundheitsdienst, in der Pflege oder in einem Labor arbeiten, oder solche, die \"durch eine andere Tätigkeit der Infektionsgefahr besonders ausgesetzt waren\".

Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) versichert, dass sie mit Rücksicht auf den Mangel an Schutzausrüstung von einer Regressprüfung bei den Unternehmen ihres Einzugsbereichs \"Abstand nehmen\" wolle. Das gelte für den Fall, dass \"aufgrund einer Notsituation\" ein COVID-Patient ohne ausreichende Schutzkleidung versorgt werden musste und der Versicherte dabei infiziert wurde.
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Ob Mitarbeiter in den Praxen unserer Fachgruppen gegebenenfalls unter die Ziffer 3101 fallen würden, lässt sich pauschal nicht sagen. Es kommt, wie so oft, auf den Einzelfall an. Hier können Parameter, wie die \"Scheinzahl\" im Quartal oder die Art der gängigen Untersuchungen angeführt werden. Es wird dringend empfohlen, sich im konkreten Fall mit der Berufsgenossenschaft in Verbindung zu setzen und das Tätigkeitsfeld der Praxis möglichst konkret zu beschreiben.
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Entschädigung bei Praxisschließung wegen Coronafall {#Sec3}
---------------------------------------------------

Anspruch auf Entschädigung haben nach dem Infektionsschutzgesetz sowohl Praxisinhaber als auch angestellte Mitarbeiter, sollte die Praxis aufgrund eines COVID-19-Falles geschlossen werden müssen. Voraussetzung für etwaige Ansprüche ist das Verbot der Erwerbstätigkeit oder die Anordnung von Quarantäne aus infektionsschutzrechtlichen Gründen. Die Höhe der Entschädigung richtet sich bei Selbstständigen nach ihrem Verdienstausfall. Grundlage ist der Steuerbescheid. Angestellte haben in den ersten sechs Wochen Anspruch auf die Höhe des Nettogehaltes, danach auf Krankengeld. Die Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherungspflicht besteht weiterhin. Die entsprechenden Beiträge (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) trägt das jeweilige Bundesland. Die Sozialversicherungsbeiträge werden ebenfalls gegenüber den zuständigen Behörden geltend gemacht. Neben dem Verdienstausfall können Selbstständige überdies für Betriebsausgaben \"in angemessenem Umfang\" entschädigt werden. Auch dies müssen Praxisinhaber beantragen.

Bei Arbeitnehmern, die zu Hause bleiben müssen, aber keine Symptome haben, hat zunächst der Arbeitgeber die Entschädigung auszuzahlen, sie ist ihm aber vom Bundesland zu erstatten.

Sobald ein Praxismitarbeiter, der bisher symptomfrei war, während der Quarantäne erkrankt, besteht Arbeitsunfähigkeit. In einem solchen Fall gehen die Entschädigungsansprüche aufgrund der Arbeitsunfähigkeit (z. B. Anspruch auf Entgeltfortzahlung) auf das Bundesland über. Es ist also trotz Quarantäne eine AU-Bescheinigung erforderlich.

Muss die Praxis in einem Quarantänefall geschlossen werden, kann unter Umständen auch die Praxisausfallversicherung greifen. Hierzu sollten Sie ihre Versicherungsbedingungen gründlich prüfen. Die Erfahrung zeigt aber, dass Versicherungen sehr zurückhaltend im Anerkennen eines Versicherungsfalles sind, gleiches gilt auch für eine etwaige Zahlung. Entstehen hier Probleme, sollte anwaltliche Beratung hinzugezogen werden. Wichtig: Der Anspruch aus dem Infektionsschutzgesetz kann durch die Praxisausfallversicherung höchstens aufgestockt werden, eine doppelte Inanspruchnahme der Gelder scheidet aus.
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